BEKANNTMACHUNG

Landratsamt Kulmbach
S430-642
Verordnung des Landratsamts Kulmbach
über das Wasserschutzgebiet im Markt Marktleugast
für die öffentliche Wasserversorgung von Marktleugast
Vom 4. März 1997

Das Landratsamt Kulmbach erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. d. F der Bekanntmachung vom 12. November 1996 (BGBl I S. 1695) i. V m. Art. 35 und 75 des Bayer.  Wassergesetzes (BayWG) i. d. F der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBI S. 823) folgende

Verordnung

§ 1

Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für Marktleugast wird im Markt Marktleugast das in § 2 näher umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen.

§ 2

Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus 3 Fassungsbereichen, 2 engeren Schutzzonen und 1 weiteren Schutzzone.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1:5000 maßgebend, der im Landratsamt Kulmbach und im Rathaus von Marktleugast niedergelegt ist. Er kann dort während der Dienststunden eingesehen werden.

(3) Nachträgliche Veränderungen der Grenzen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Die Fassungsbereiche sind durch Umzäunung, die Schutzzonen sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht.

§ 3

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Es sind Seite 85.

(2) Die Verbote des Absatzes 1 Nummern 4.6, 6.1 und 7 gelten nicht

für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch den Träger der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist.

.§ 4

Ausnahmen

(1) Das Landratsamt Kulmbach kann von den Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn


1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahme erfordert oder


2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde

und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entgegensieht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Kulmbach vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversorgung erfordert.

§ 5

Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamts Kulmbach zu dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung. zu beseitigen der zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20 WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6

Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Grenzen der Fassungsbereiche und der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7

Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamts Kulmbach zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Landratsamts Kulmbach zu dulden.

§ 8

Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20 WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung beschränken, ist für die dadurch verursachten Nachteile ein angemessener Ausgleich gemäß § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu leisten.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.
einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt,

2.
eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt,


ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedingungen oder Auflagen zu befolgen,

3.
Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 und 7 nicht duldet.

§10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Kulmbach in Kraft.

Kulmbach, 4. März 1997

Landratsamt Kulmbach

I. A.

Dr. Mayer-Metzner

Regierungsrat

Anlage 1

Lageplan M 1:5000 (Seite 88)

Anlage 2
Maßnahmen zu § 3 Abs. 1 Nr. 1

1.
Stallungen

1.1 mit Flüssigmistverfahren:

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (= 3200-kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten an:


- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)


- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)


- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)


- Zuchtsauen mit Ferkeln 120 Stück (1 Stück = 0,33 DE)


- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0, 13 DE)


- Legehennen, Mastputen 3500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)


- sonst.  Mastgeflügel 10000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

Der Tierbestand darf 100 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten.  Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren.

1.2 mit Festmistverfahren:
Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erforderliche Speichervolumen für Jauche auf mindestens zwei Behälter aufzuteilen.  Der Tierbestand darf 100 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten.  Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren. 

1.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:
Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig entsprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

2. Freilandtierhaltung
Liegt vor, wenn die Tiere über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ständig, d. h. Tag und Nacht, auf einer bestimmten Freilandfläche gehalten werden.

3. Besondere Nutzungen
sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzungen:

- Obstbau, ausgenommen Streuobst 

- Gemüseanbau, ausgenommen Feldgemüse 

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten

4. Dauergrünland
Unter diesen Begriff fallen Grünlandflächen, die nach ihren Standortbedingungen nur für Grünlandnutzung geeignet sind.

5."Offener Ackerboden" (Winterfurche)
Ist gepflügter Ackerboden ohne Einsaat einer nachfolgenden Zwischen- oder Hauptfrucht, soweit dies standort-, witterungs- oder fruchtfolgebedingt nicht ausgeschlossen ist.

